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Der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 25. Januar 1982 durch 
den Vizepräsidenten des Bundesgerichtshofes Stimpel 
und die Richter Dr. Schulze, Fleck, Bundschuh und
Brandes

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das 
Urteil des 14. Zivilsenats in Freiburg 
des Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 
10. Oktober 1980 aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung - auch über die Kosten der 
Revision - an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen.

Von Rechts wegen 

Tatbestand

Der Kläger ist Konkursverwalter des Vermögens 
der E ® P  Einkaufsgenossenschaft der Beamten, Ange­
stellten und Arbeiter des öffentlichen Dienstes (im 
folgenden: E^P-Genossenschaft). Der Beklagte, seit 
dem 1. Januar 1967 deren geschäftsführendes Vorstands­
mitglied, war gemäß § 40 der Satzung ohne Zustimmung 
des Aufsichtsrats nur bis zu 25.000 DM zur Veräußerung 
von Vermögensgegenständen ermächtigt. Am 9. September 1975 
verkaufte die EjJ^-Genossenschaft ihren Geschäfts-
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anteil an der E^^-Reisen und Kraftfahrzeug-Service- 
GmbH (im folgenden: E^^-Reisen) zum Nominalwert von 
230.000 DM an die & Ri^^pk AG (im folgenden:
K ^ ^ A G )  in Basel. Der Kaufpreis sollte ohne Ver­
zinsung in monatlichen Raten von 1.000 DM ab 
1. Januar 1975 und von 2.000 DM ab 1. November 1576 
entrichtet werden. Am 13. Mai 1976 verkaufte und über­
trug die AG den Geschäftsanteil zu denselben
Bedingungen an die - am 1. März 1977 ebenfalls in 
Konkurs gefallene - T^-Touristik-Service-GmbH & Co.
KG (im folgenden: T ^ ) , wobei diese, vertreten vom 
Beklagten, in die Verpflichtung der K ^ H ^ ^  AG gegen­
über der Genossenschaft eintrat und Jene frei­
stellte. Im Hinblick darauf verzichtete die EflP- 
Genossenschaft am 12. Mai 1976, vertreten durch den 
Beklagten und das Vorstandsmitglied ohne
Zustimmung des Aufsichtsrats auf ihre Rechte aus dem 
am 9. September 1975 mit der AG geschlossenen
Veräußerungs- und Übertragungsvertrag.

Aus diesem Grunde verlangt der Kläger vom Be­
klagten Schadensersatz in Höhe von 250.000 DM, zahl­
bar in monatlichen Raten entsprechend der am 9. 
September 1975 getroffenen Vereinbarung. Das Land­
gericht hat die Klage abgewiesen, das Berufungs­
gericht hat ihr nach Gutschrift einer von der 
im Juni 1976 geleisteten Zahlung von 4.000 DM in 
Höhe von 246.000 DM stattgegeben. Mit der Revision 
beantragt der Beklagte die Zurückweisung der Berufung.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


■t'4
-  k -

Entscheidungsgründe:

Die Revision hat Erfolg.

Das Berufungsgericht hat in dem ohne Zustimmung 
des Aufsichtsrats ausgesprochenen Verzicht die Pflicht­
verletzung und in dem Verlust der Rechte aus der AnteilT- 
veräußerung den Schaden gesehen und deshalb die Ersatz­
pflicht des Beklagten bejaht. Dieser wendet sich mit 
Recht gegen die diesem Ergebnis zugrundeliegenden tat­
sächlichen Feststellungen.

1. Allerdings rügt die Revision zu Unrecht, daß 
das Berufungsgericht einen Wegfall der Geschäftsgrund­
lage verneint und deshalb vom Fortbestand der Kaufpreis­
schuld der K | B i  AG bis zum Verzicht vom 12. Mai 1976 
ausgegangen ist. Geschäftsgrundlage des Anteilskaufs vom 
9. September 1975 war nach Darstellung des Beklagten, 
daß die K ^ P  AG, um überhaupt die Kaufpreisraten be­
zahlen zu können, aus einer geschäftlichen Zusammen­
arbeit mit der SÄ^-Reisen Provisionen erzielte. Das 
Berufungsgericht hat zu Recht in dem Umstand, daß die 
geplante Zusammenarbeit nicht zustande gekommen und 
die Provision ausgeblieben ist, keinen Wegfall der Ge­
schäft sgrundlage gesehen. Für die Berücksichtigung von 
Störungen der Geschäftsgrundlage ist kein Raum, wenn 
nach der vertraglichen Regelung derjenige das Risiko 
zu tragen hat, der sich auf die Störung beruft (vgl.
BGHZ 74, 370, 374). Nach der gesetzlichen Interessen­
wertung trägt grundsätzlich der zur Zahlung des Kauf­
preises verpflichtete Käufer das Risiko der Geldbe­
schaffung. Dieses Risiko haben die Vertragspartner 
schon durch die vereinbarte sich über mehr als zehn
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Jahre erstreckende Ratenzahlung herabgesetzt. Es be­
stehen keine Anhaltspunkte dafür, daß darüber hinaus 
die Genossenschaft der AG das gesamte
Risiko mit der Folge des Wegfalls der Verpflichtung 
für den Fall abgenommen hat, daß die Zusammenarbeit 
mit den E^^-Reisen gar nicht erst anlief oder ein 
Fehlschlag wurde. Da ein solcher von vornherein 
nicht ausgeschlossen werden konnte, war es grund­
sätzlich Sache der AG, sich gegen den daraus
drohenden Nachteil durch Vereinbarung einer Bedingung 
oder eines Rücktrittsrechts zu sichern; für die Be­
rücksichtigung der Geschäftsgrundlage ist bei einem 
derart risikobehafteten Geschäft in der Regel kein 
Raum (vgl. BGH aaO). Abweichendes vermag der Be­
klagte schon deshalb nicht darzulegen, weil er 
seinerzeit selbst davon ausgegangen ist, daß allein 
die AG das Risiko zu tragen hatte. Denn er
hat laut eigener Darstellung noch nach dem Scheitern 
des Reisegeschäfts von der K d D  AG den Kaufpreis 
gefordert und erst nach M ^ | H i n w e i s ,  er werde 
eher die Firma in Konkurs gehen lassen als zahlen, er­
kannt, daß er von der AG kein Geld erhoffen
konnte und den Anteil anderweitig unterbringen mußte, 
um der E^^-Genossenschaft das benötigte Kapital zu be­
schaffen. Allein aus diesem Grunde und nicht, weil 
die Geschäftsgrundlage entfallen war, hat danach der 
Beklagte die AG von der Verpflichtung entbunden.

2. Die in dem ohne Anhörung des Aufsichtsrats aus­
gesprochenen Verzicht auf die Forderung liegende Pflicht-
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Verletzung des Beklagten begründete aber nur dann einen 
Ersatzanspruch im Sinne des § 3^ Abs. 2 GenG, wenn die 
Forderung einen Wert hatte. War sie - wie der Beklagte 
behauptet - wertlos und von der T 0  eher als von der 

AG eine Zahlung zu erwarten, ist der Eflp- 
Genossenschaft aus dem Verzicht kein Schaden er­
wachsen. Die Revision vendet sich mit Recht gegen die 
Feststellung des Berufungsgerichts, der reale Wert 
der Forderung habe deren Nominalwert entsprochen. Bei 
der Bildung seiner dahingehenden Überzeugung hat das 
Berufungsgericht das Parteivorbringen des Beklagten 
und die dazu erhobenen Beweise nur lückenhaft ge­
würdigt und dadurch gegen die §§ 286, 287 ZPO ver­
stoßen.

Der Kläger hatte Tatsachen vorzutragen und zu 
beweisen, aus denen sich nicht nur die objektive Pflicht­
verletzung, sondern auch der auf dieser beruhende Schaden 
ergab. Besteht dieser im Verlust einer unstreitig ent­
standenen Forderung, wird in der Regel davon auszugehen 
sein, daß deren Nominal- und Realwert sich decken, falls 
nicht das Vorstandsmitglied konkret Gründe darlegt, aus 
denen sich die völlige oder teilweise Wertlosigkeit der 
Forderung ergibt. Ist dieser Darlegungslast genügt 
worden, so hat die klagende Genossenschaft die be­
haupteten Gründe auszuräumen oder, falls ihr das nicht 
zur Überzeugung des Gerichts gelingt, die Abweisung der 
Klage hinzunehmen. Eine Beweiserleichterung zugunsten 
des Klägers in Form des Anscheinbeweises mit der Folge, 
daß der Beklagte die jenen erschütternden Tatsachen zu 
beweisen hätte, kommt nicht in Betracht, weil ein allge­
meiner Erfahrungssatz, daß Real- und Nominalwert
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einer Forderung einander entsprechen, nicht besteht.

Der Beklagte hat zur Begründung der Wertlosig­
keit der Forderung im einzelnen behauptet: Die

AG habe, als sie am 9. September 1975 den Ge­
schäftsanteil erwarb, so gut wie keine geschäfx- 
lichen Aktivitäten, insbesondere nicht in der Reise­
branche, verzeichnet; sie habe damals praktisch keine 
Umsätze und damit so gut wie keine Einkünfte gehabt, 
ihr Geschäftsbetrieb habe geruht und sich in enger 
Zusammenarbeit mit der E^p-Reisen erst entwiekeln 
und dadurch die AG erst in die Lage ver­
setzen sollen, die zur Bezahlung der Kaufpreisraten 
erforderlichen Einnahmen zu erzielen; die AG
habe die Raten deshalb nicht bezahlt, weil das Reise­
geschäft nicht zustande gekommen sei und sie deshalb 
über keinerlei flüssige Geldmittel verfügt habe. Der 
hierzu vernommene einzige Verwaltungsrat der 
AG, der Zeuge hat ausgesagt, die K ( p 0  AG
sei am 9. September 1975 schon tätig gewesen, allerdings 
nicht in der Reisebranche; er hat bestätigt, daß der Ge­
schäftsbetrieb sich in Zusammenarbeit mit Epp-Reisen 
erst entwickeln und dadurch die AG erst in die
Lage versetzen sollte, die zur Bezahlung der Raten er­
forderlichen Einnahmen zu erzielen; zu den übrigen Be­
hauptungen jedoch hat er sich mit Nichtwissen erklärt. 
Wenn das Berufungsgericht es ohne auf die Behauptungen 
des Beklagten und die Aussage des Zeugen im einzelnen 
einzugehen, für naheliegend hält, daß die AG
nicht gezahlt habe, weil es zu der geplanten Zusammen­
arbeit nicht gekommen sei, und Anhaltspunkte dafür
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vermißt, daß die K ^ p p l  AG in ihrem alternativen 
Geschäftsbereich keine Erlöse erzielt habe, so ist 
das fehlerhaft. Daß praktisch keine Umsätze getätigt 
und keine Einnahmen erzielt werden, daß der Geschäfts­
betrieb praktisch ruht und die flüssigen Mittel zur 
Bezahlung der Raten fehlen, könnte eher die gegen­
teilige Feststellung und zugleich den Schluß recht­
fertigen, daß auch das einbezahlte Grundkapital von 
100.000 sfr nicht mehr vorhanden war. Das Be­
rufungsgericht hatte im Rahmen einer Gesamt­
würdigung des ParteiVorbringens und der Be­
weisaufnahme zu prüfen, ob der Kläger die 
vorstehend genannten Behauptungen des Beklagten 
ausgeräumt hat. Sollte es eine dahingehende Über­
zeugung erlangt haben, hatte es ferner die da­
für maßgebenden Gründe anzuführen. Damit es die 
Gesamtwürdigung nachholen und die für seine 
Überzeugung leitend gewesenen Gründe im einzelnen 
nennen kann, ist das Urteil aufzuheben und die 
Sache zurückzuverweisen.

Sollte sich ergeben, daß das Berufungsgericht 
eine eindeutige Überzeugung nicht zu gewinnen ver­
mag, hat es - wie schon ausgeführt - zum Nachteil 
des beweisbelasteten Klägers zu erkennen. Das muß 
aber nicht zur völligen Abweisung der Klage führen. 
Gemäß § 287 ZPO wird das Berufungsgericht unter 
Würdigung aller Umstände nach freier Überzeugung 
auch darüber zu entscheiden haben, ob die Forderung
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nicht wenigstens einen Teil ihres Nennbetrages 
wert war. Auch dabei sind die Grundlagen der 
Schätzung und ihre Auswertung in objektiv nach­
prüfbarer Weise anzugeben.

Stimpel Dr. Schulze

Bundschuh Brandes

Fleck
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